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►AKTUELL: GESETZ ZUR STEUERLICHEN FÖRDERUNG DES MIETWOHNUNGSNEUBAUS ZUNÄCHST ABGESETZT

Der Bundesrat hat am 14.12.2018 kurzfristig das Ge-
setz zur steuerlichen Förderung des Mietwohnungs-
neubaus von der Tagesordnung abgesetzt. Damit ist 
das Gesetzgebungsverfahren nicht beendet, da Bun-
desregierung und Länder es wieder anstoßen kön-
nen. Man erlebt allerdings eine deutliche Zäsur. 
Der Bundesrat hatte offenbar den Eindruck, dass 
seine Bedenken und Prüfaufträge aus der Sitzung 
vom 19.10.2018 vom Bundestag nicht ausreichend 
beachtet wurden. In den Unterlagen zur Sitzung des 
Bundesrates vom 19.10.2018 finden sich entspre-
chend interessante Erklärungen. Die bayerische 
Staatsregierung argumentiert wirtschaftspolitisch 
recht vernünftig und findet die Förderung nur be-
grenzt marktkonform, zu bürokratisch und zu wenig 
auf Gebäudeaufstockungen ausgerichtet. Das Land 
Berlin hadert mit einer Förderung bei überhitzter 
Baukonjunktur und möchte – trotz der bekannten 
Haushaltslage dieses Landes – lieber Haushaltsmittel 

für den öffentlichen Wohnungsbau einsetzen. Es feh-
le außerdem an einer Deckelung der Mieten. 
Aus eher politikferner Sicht scheint mir das Problem 
darin zu liegen, dass der Koalitionsvertrag zwar 
steuerliche Anreize für den freifinanzierten Woh-
nungsbau vorsieht, aber bislang nicht ausreichend 
fundiert über die Umsetzung nachgedacht wurde. 
Die Sonderabschreibung ist auf Gebäudeherstel-
lungskosten von 2.000 €/qm begrenzt. Ein kleiner 
Immobilienentwickler kann dafür kaum rentabel 
bauen. Von ihm wollen die Gemeinden Parkplätze, 
die Länder krankentragegroße Lifte und der Bund 
Energiemaßnahmen ohne irgendeine Amortisie-
rungsaussicht. Damit können Mieten nicht günstig 
sein. Große Projekte scheiden aus, weil die Sonder-
abschreibung eine EU-Beihilfe nach Deminimis-
Standard wäre, d. h. maximal 200.000 € pro Unter-
nehmen alle drei Jahre mit bürokratischer Kontrolle. 
Keine Förderung wäre besser als diese Förderung. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG JANUAR UND FEBRUAR 2019 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.01.2019 11.02.2019 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag – – 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag – – 

Umsatzsteuer2 10.01.2019 11.02.2019 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – 11.02.2019 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 14.01.2019 14.02.2019 

Gewerbesteuer – 15.02.2019 

Grundsteuer – 15.02.2019 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 – 18.02.2019 

Sozialversicherung4 29.01.2019 26.02.2019 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an Anteilseigner an das zu-
ständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 

dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfrist endet damit entsprechend früher. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

4 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►UNTERNEHMER/BETEILIGUNGEN 

Abzug von Refinanzierungszinsen für Gesellschaf-
terdarlehen nach einem Forderungsverzicht gegen 
Besserungsschein 
Ein Ehepaar war an einer GmbH beteiligt und hatte 
zur Refinanzierung der Stammeinlage und zusätzli-
cher Gesellschafterdarlehen Bankdarlehen aufge-
nommen. Für einige Gesellschafterdarlehen, die die 
Eheleute der GmbH gewährten, wurden vollständi-
ge bzw. teilweise Darlehens- und Zinsverzichte ge-
gen Besserungsschein vereinbart. Die Kosten für ihre 
Bankdarlehen machten sie als Werbungskosten bei 
ihren Einkünften aus Kapitalvermögen geltend. 
Die Schuldzinsen für das Darlehen zur Refinanzie-
rung der Stammeinlage sind steuerlich nicht abzieh-
bar, denn sie stehen im Zusammenhang mit Beteili-
gungserträgen, die der Abgeltungsteuer unterliegen. 
Sie wären bei Vorliegen weiteren Voraussetzungen 
abziehbar, wenn die Eheleute mit ihrer Einkommen-
steuererklärung einen Antrag gestellt hätten. 
Soweit die Eheleute auf Zinsen und Rückzahlung 
verzichtet hatten, waren die Refinanzierungskosten 
ebenfalls nicht abziehbar, weil kein wirtschaftlicher 
Zusammenhang mehr mit (zukünftigen) Kapitaler-
trägen bestand. Aufgrund des Verzichts auf die An-
sprüche aus den Gesellschafterdarlehen hat sich der 
ursprüngliche wirtschaftliche Zusammenhang der 
Refinanzierungszinsen, der zu den Kapitalerträgen 
aus den Gesellschafterdarlehen bestand, hin zu den 
Beteiligungserträgen verlagert. Nur soweit ein Teil-
verzicht ausgesprochen wurde und die Darlehen 
fortbestanden, konnten die Eheleute ihre Refinanzie-
rungskosten als Werbungskosten abziehen. 

Gewinnkorrekturen bei privater Nutzung eines 
betrieblichen Kraftfahrzeugs 
Unternehmer und Selbstständige müssen die private 
Nutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs versteu-
ern. Die private Nutzung kann pauschal nach der 
1 %-Methode oder durch Fahrtenbuch ermittelt 
werden. Für den Weg zur Arbeit sollen sie ferner 
nicht mehr Beträge steuerlich abziehen können als 
Arbeitnehmer im Rahmen der Entfernungspauschale 
geltend machen können. Daher wird der Betriebs-
ausgabenabzug der Gewinnermittler beschränkt. 
Sofern die 1 %-Methode gewählt wurde, ist für jeden 
Kalendermonat der gesetzliche Faktor von 0,03 % 
mit dem Fahrzeuglistenpreis im Zeitpunkt der Erst-
zulassung und den Entfernungskilometern zu multi-
plizieren. Davon ist der Betrag der Entfernungspau-
schale abzuziehen. Ein sich ergebender positiver Un-
terschiedsbetrag erhöht den steuerlichen Gewinn. 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass diese 
Berechnungsformel unabhängig von der Anzahl der 
getätigten Fahrten gilt. Es handelt sich hier um eine 
grundsätzlich zwingende, grob typisierende und 

pauschalierende Bewertungsregelung. Auf die tat-
sächliche Anzahl der Fahrten kommt es bei Ge-
winnermittlern nicht an. 

Reisevorleistungseinkauf eines Reiseveranstalters 
unterliegt nicht der Hinzurechnung bei der Ge-
werbesteuer 
Reiseveranstalter werden, wenn sie Hotelzimmer 
einzeln oder als Kontingent anmieten, bisher steuer-
lich behandelt wie Mieter von Büroräumen, mit der 
Folge gewerbesteuerlicher Hinzurechnung. 
Im konkreten Fall kaufte ein Reiseveranstalter Hotel-
leistungen von Hoteliers und Agenturen ein, um 
diese gebündelt im Rahmen einer Pauschalreise an-
zubieten. Das Finanzamt unterwarf einen Teil der 
Aufwendungen als Miet- und Pachtzinsen für die 
Benutzung fremder Wirtschaftsgüter des Anlage-
vermögens der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung. 
Dem widersprach das Finanzgericht Düsseldorf und 
entschied, dass der Reisevorleistungseinkauf nicht 
der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung unterliege, 
denn es fehle an der Voraussetzung des fiktiven An-
lagevermögens. Der Geschäftszweck des Reisever-
anstalters setze das dauerhafte Vorhandensein von 
Hotels gerade nicht voraus. Im Gegenteil, ein Eigen-
tumserwerb sei eher kontraproduktiv, da ansonsten 
nicht auf ein verändertes Nachfrageverhalten auf 
dem Reisemarkt kurzfristig reagiert werden könne. 
Der Reisevorleistungseinkauf sei vielmehr Waren-
einsatz. Die „eingekauften“ Hotels bzw. Hotelzim-
mer seien bei wirtschaftlicher Betrachtung eher Um-
laufvermögen; die Rolle des Reiseveranstalters ent-
spreche mehr dem eines Vermittlers von Reiseleis-
tungen. Der Bundesfinanzhof muss entscheiden. 

►ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Bonuszahlungen einer gesetzlichen Krankenkasse 
für allgemein gesundheitsfördernde Aktivitäten 
Die Zahlung einer Krankenkasse an den Versicher-
ten ist nur dann als Beitragsrückerstattung anzuse-
hen, wenn sie in unmittelbarem Zusammenhang mit 
dem Krankenversicherungsschutz steht. Leistet die 
Krankenkasse Gutschriften für gesundheitsfördern-
de Maßnahmen, fehlt es an diesem Zusammenhang. 
Eine Krankenkasse hatte ihrem Versicherten ver-
schiedene Boni für gesundheitsbewusstes Verhalten 
zugesagt. Voraussetzung war, dass der Versicherte 
sich Vorsorgemaßnahmen unterzogen hatte oder 
Aktivitäten und Maßnahmen im sportlichen Bereich 
nachweisen konnte. Das Finanzamt vertrat die Auf-
fassung, dass Programme, die lediglich die Durch-
führung bestimmter Gesundheitsmaßnahmen oder 
ein bestimmtes Handeln des Versicherten als Vo-
raussetzung für eine Bonusleistung vorsehen, nicht 
begünstigt seien, selbst wenn diese Maßnahmen mit 
Aufwand beim Versicherten verbunden sind. 
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Dem widersprach das Sächsische Finanzgericht. Eine 
Kürzung der als Sonderausgaben angesetzten Kran-
kenkassenbeiträge um den Bonus komme nicht in 
Betracht, da keine die wirtschaftliche Belastung des 
Versicherten mindernde Beitragsrückerstattung vor-
liege. Der Bundesfinanzhof muss entscheiden. 

►UMSATZSTEUER 

Dauerfristverlängerung für Umsatzsteuer 2019 be-
antragen 
Unternehmer sind unter bestimmten Voraussetzun-
gen verpflichtet, während des laufenden Jahres Vo-
rauszahlungen auf die Umsatzsteuer zu leisten. Vor-
anmeldungszeitraum für die Umsatzsteuer ist 
· das Kalendervierteljahr oder 
· der Kalendermonat, wenn die Steuer des Jahres 

2018 mehr als 7.500 € betragen hat. 
Hat die Steuer im Vorjahr nicht mehr als 1.000 € be-
tragen, kann das Finanzamt den Unternehmer von 
der Verpflichtung zur Abgabe von Voranmeldungen 
und der Entrichtung von Vorauszahlungen befreien. 
Wenn sich im Jahr 2018 ein Vorsteuer-Überschuss 
von mehr als 7.500 € ergeben hat, kann durch Abga-
be der Voranmeldung Januar 2019 bis zum 
11.02.2019 statt des Kalendervierteljahrs der monat-
liche Voranmeldungszeitraum beibehalten werden. 
Unternehmer, die ihre Umsatzsteuervoranmeldun-
gen monatlich abgeben, können Fristverlängerung 
für 2019 in Anspruch nehmen, wenn sie bis zum 
11.02.2019 einen Antrag beim Finanzamt stellen. 
Die Fristverlängerung ist davon abhängig, dass eine 
Sondervorauszahlung in Höhe eines Elftels der 
Summe der Vorauszahlungen für 2018 angemeldet 
und bis zum 11.02.2019 geleistet wird. Diese Son-
dervorauszahlung wird auf die am 10.02.2020 fällige 
Vorauszahlung für Dezember 2019 angerechnet. 
Dies hat zur Folge, dass die Voranmeldungen und 
Vorauszahlungen jeweils einen Monat später fällig 
sind. D. h. die Anmeldungen ab Voranmeldungs-
zeitraum Januar 2019 müssen grundsätzlich erst bis 
zum 10. des dem Anmeldungszeitpunkt folgenden 
Monats abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 
Werktag der Stichtag. 
Zu beachten ist, dass ein einmal gestellter und ge-
nehmigter Antrag so lange gilt, bis der Unternehmer 
den Antrag zurücknimmt oder das Finanzamt die 
Fristverlängerung widerruft. 
Vierteljahreszahler müssen keine Sondervorauszah-
lung entrichten. Auch für sie gilt die für ein Kalen-
derjahr genehmigte Fristverlängerung für die fol-
genden Kalenderjahre weiter, wenn sich die Ver-
hältnisse nicht geändert haben. Ein erstmaliger An-
trag ist in diesen Fällen bis zum 10.04.2019 zu stellen. 

Für Unternehmer, die ihre berufliche oder gewerbli-
che Tätigkeit neu begründen, ist im Jahr der Auf-
nahme der Tätigkeit und im folgenden Jahr der Ka-
lendermonat Voranmeldungszeitraum. 

►ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER 

Beitragszuschuss für nicht krankenversicherungs-
pflichtige und für in der privaten Krankenversi-
cherung versicherte Beschäftigte im Jahr 2019 
Beschäftigte, die freiwillig in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung oder in einer privaten Krankenver-
sicherung (PKV) versichert sind, haben Anspruch 
auf einen Zuschuss des Arbeitgebers. Der Zuschuss 
ist regelmäßig in Höhe der Hälfte des Gesamtbei-
trags zu zahlen. Er ist für einen in einer privaten 
Krankenversicherung versicherten Arbeitnehmer 
abhängig vom durchschnittlichen allgemeinen Bei-
tragssatz der Krankenkassen, der wie bisher 14,6 % 
beträgt. Daraus errechnet sich für 2019 ein monatli-
cher Zuschuss – ohne Zusatzbeitrag – von maximal 
331,24 € (14,6 % von 4.537,50 € Beitragsbemessungs-
grenze = 662,48 €; davon die Hälfte = 331,24 €). 
Sind die Bezüge niedriger, ist der Zuschuss wie oben 
zu ermitteln. Grundsätzlich darf aber nur die Hälfte 
des tatsächlich vom Arbeitnehmer gezahlten Bei-
trags als Zuschuss gewährt werden. 
Hinweis: Ab dem 01.01.2019 werden auch die bisher 
vom Arbeitnehmer allein zu tragenden kassenindi-
viduellen Zusatzbeiträge paritätisch in gleichem 
Maße von Arbeitgeber und Arbeitnehmer getragen. 
Der maximale Zuschuss des Arbeitgebers zur Pfle-
geversicherung in der PKV beträgt monatlich 
69,20 €, in Sachsen allerdings nur 46,51 €. 
Obacht: Ab dem 01.01.2019 werden freiwillig versi-
cherte Selbstständige bei den Mindestbeiträgen den 
übrigen freiwillig Versicherten gleichgestellt (Min-
destbemessungsgrundlage 2019: 1.038,33 €). Der 
Mindestbeitrag für die Krankenversicherung beträgt 
damit rund 160 € im Monat. 

Vergütung von Reisezeiten bei Entsendung ins 
Ausland 
Entsendet ein Arbeitgeber einen Arbeitnehmer zu 
Arbeiten ins Ausland, muss er die für Hin- und 
Rückreise erforderlichen Zeiten wie Arbeit vergüten. 
Dies hat das Bundesarbeitsgericht entschieden. 
Im entschiedenen Fall war ein Techniker für zehn 
Wochen auf eine Baustelle nach China entsandt 
worden. Auf seinen Wunsch hin buchte der Arbeit-
geber für die Reise hin und zurück statt des Direkt-
flugs in der Economy-Class einen Flug in der Busi-
ness-Class mit Zwischenstopp in Dubai. Der Arbeit-
geber zahlte dem Techniker für vier Reisetage die 
arbeitsvertraglich vereinbarte Vergütung für jeweils 
acht Stunden, insgesamt 1.150 €. Der Arbeitnehmer 
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forderte darüber hinaus aber die Vergütung für wei-
tere 37 Stunden, welche für die Hin- und Rückreise, 
u. a. für Zwischenaufenthalte, benötigt wurden. 
Das Gericht kommt zu dem Ergebnis, dass die ge-
samte erforderliche Reisezeit eines Arbeitnehmers 
zu vergüten ist, da derartige Reisen in ausschließli-
chem Interesse des Arbeitgebers erfolgen. Erforder-
lich ist dabei allerdings regelmäßig nur die Reisezeit 
für eine Hin- und Rückreise in der Economy-Class. 

Freie Unterkunft oder freie Wohnung als Sachbe-
zug ab 01.01.2019 
Die Gewährung freier Unterkunft oder freier Woh-
nung ist bei der Berechnung der Lohnsteuer und der 
Sozialversicherungsbeiträge zu berücksichtigen. 
Dabei ist zu unterscheiden zwischen 
· freier Wohnung: 

- Stellt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine 
Wohnung unentgeltlich zur Verfügung, ist der 
ortsübliche Mietpreis zu berücksichtigen und 
für Nebenkosten der Endpreis am Abgabeort. 

- Unter einer Wohnung ist eine Einheit von 
Räumen zu verstehen, in denen ein selbst-
ständiger Haushalt geführt werden kann. 

· freier Unterkunft: 
- Werden Räume überlassen, die keine Woh-

nung sind, handelt es sich um Unterkunft. 
Ab dem 01.01.2019 gelten für eine mit nur ei-
nem Beschäftigten belegte Unterkunft folgen-
de Sachbezugswerte: 

 

Unterkunft pausch. Unterkunft Fläche 

Monat 
 
€ 

Kalen-
dertag 
€ 

m² 
normal 
€ 

m²  
einfach 
€ 

231,00 7,70 4,05 3,31 
 

- Heizung und Beleuchtung sind in diesen Wer-
ten enthalten. Der Wert der Unterkunft kann 
mit dem ortsüblichen Mietpreis bewertet wer-
den, wenn der Tabellenwert nach Lage des 
Einzelfalls unbillig wäre. 

- Ist der Arbeitnehmer in den Haushalt des Ar-
beitgebers aufgenommen oder erfolgt die Un-
terbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft, 
vermindert sich der Wert von 231,00 € um 
15 % auf 196,35 €. 

- Für Jugendliche bis zur Vollendung des 18. 
Lebensjahres und für Auszubildende beträgt 
der Sachbezugswert 196,35 € im Monat (6,55 € 
kalendertäglich). 

- Bei der Belegung einer Unterkunft mit mehre-
ren Beschäftigten vermindert sich der Wert 
der Unterkunft um bis zu 60 %. 

Freie Verpflegung als Sachbezug ab 01.01.2019 
Erhalten Arbeitnehmer als Arbeitsentgelt Sachbezü-
ge in Form von Verpflegung, richtet sich der Wert 
nach der Sachbezugsverordnung. Die entsprechen-
den Werte werden in die Berechnung der Lohnsteu-
er und der Sozialversicherungsbeiträge einbezogen. 
Die freie Verpflegung umfasst die Mahlzeiten Früh-
stück, Mittagessen und Abendessen. Stellt der Ar-
beitgeber nicht alle Mahlzeiten zur Verfügung, ist 
der anteilige Sachbezugswert nur für die gewährte 
Mahlzeit anzusetzen. Für Jugendliche und Auszu-
bildende gibt es keinen Abschlag mehr. Für Fami-
lienangehörige sind geringere Werte anzusetzen. 
Ab dem 01.01.2019 gelten folgende Werte: 
 

 Monat 
€ 

Tag 
€ 

freie Verpflegung 

alle Mahlzeiten 251,00 8,37 

teilweise Verpflegung 

Frühstück 53,00 1,77 

Mittag- u. Abendessen je 99,00 3,30 
 
Bei der Gewährung unentgeltlicher oder verbilligter 
Mahlzeiten im Betrieb sind für sämtliche Arbeit-
nehmer einheitlich anzusetzen: 
· 1,77 € für das Frühstück 
· 3,30 € für Mittag-/Abendessen. 

Mindestlohn steigt 
Am 20.11.2018 wurde die „Zweite Mindestlohnan-
passungsverordnung“ im Bundesgesetzblatt ver-
kündet. Damit ist es nun offiziell: Ab dem 01.01.2019 
gilt ein bundeseinheitlicher gesetzlicher Mindestlohn 
von 9,19 € brutto und ab dem 01.01.2020 von 9,35 € 
brutto je Zeitstunde. 

►KINDER 

Krankenversicherung für das Kind 
Eltern können die Kranken- und Pflegeversiche-
rungsbeiträge ihres in Ausbildung befindlichen Kin-
des, die von der Ausbildungsvergütung ihres Kindes 
einbehalten werden, als Sonderausgaben absetzen, 
wenn sie ihrem Kind die Beiträge im Wege des Bar-
unterhalts erstatten und das Kind trotz seiner Aus-
bildungsvergütung noch unterhaltsbedürftig ist. 


